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2 2 9 . Verordnung: Kraftfahr-Vergütungsverordnung.
2 3 0 . Verordnung: Zuweisung der Riede „Inneres Kaltenegg" und „Feistritzwald" der Katastralgemeinde

Kaltenegg zum Gerichtsbezirk Birkfeld.
2 3 1 . Verordnung: Ruhegenußvordienstzeitenverordnung.
2 3 2 . Verordnung: Lastverteilungsverordnung 1949.
2 3 3 . Verordnung: 1. Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.
2 3 4 . Modus Vivendi zwischen Österreich und der Türkei, betreffend die Gewährung der Meistbegünstigung in

Angelegenheiten der Schiffahrt und des Zollwesens.
2 3 5 . Kundmachung: Beitritt Cubas zum Abkommen von Neuchâtel.
2 3 6 . Kundmachung: Beitritt Israels zum Abkommen über die internationale Zivilluftfahrt.

2 2 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 27. Juli
1949, betreffend die Vergütung für Amts-
handlungen auf dem Gebiete des Kraftfahr-
wesens (Kraftfahr - Vergütungsverordnung).

Auf Grund des § 16 des Kraftfahrgesetzes 1946,
B. G. Bl. Nr. 83/1947, wird im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Finanzen und für
soziale Verwaltung verordnet:

§ 1. (1) Für die im folgenden angeführten
Amtshandlungen gebühren unter Berücksichtigung
der einschränkenden Bestimmung des § 3 nach-
stehende Vergütungen:
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(2) Soweit die im Abs. (1) aufgezählten Amts-
handlungen von einer Bundes-Versuchsanstalt für
Kraftfahrzeuge vorgenommen werden, gebühren
ihr Vergütungen in den im Abs. (1) angegebenen
Ausmaßen, ausgenommen die Vergütungen für die
Überprüfungen von Fahrzeugen nach §§ 50 bis 52
und 53, Abs. (1) und (2), der Kraftfahrverord-
nung 1947, die ihr im vollen Ausmaß der ein-
schlägigen Verwaltungsabgaben nach Post 171
des der Bundes-Verwaltungsabgabenverordnung,
B.G.Bl. Nr. 67/1949, beigegebenen Tarifes zu
leisten sind.

§ 2. Die im § 1, Abs. (1), lit. b, angeführten
Vergütungen gebühren auch, wenn im Zuge der
Entscheidung darüber, ob Änderungen an einer
genehmigten Type im Rahmen der bereits er-
folgten Typengenehmigung berücksichtigt werden
können, eine Überprüfung des Fahrzeuges der
genehmigten Type erforderlich ist. Für die
Überprüfung zur Entscheidung über die Änderung
an einer genehmigten Type einer Einrichtung oder
eines Ausrüstungsgegenstandes von Kraftfahrzeu-
gen [§ 31, Abs. (6), der Kraftfahrvergütungs-
verordnung 1947] gebührt eine Vergütung
von 20 S.

§ 3. (1) Der Gesamtbetrag der einer Person
auf Grund der vorhergehenden Paragraphen zu-
kommenden Vergütungen darf für die in einem
Kalenderjahr vorgenommenen Amtshandlungen
je 3600 S für Kraftfahrzeugprüfungen und für
Lenkerprüfungen nicht übersteigen. Der Gesamt-
betrag für Kraftfahrzeug- und Lenkerprüfungen
zusammen darf jedoch 4800 S nicht übersteigen.

(2) Die einer Bundes-Versuchsanstalt zukommen-
den Vergütungen sind Bundeseinnahmen. Auf sie
findet Abs. (1) keine Anwendung.

§ 4. Der Anspruch nach den §§ 1 bis 3 richtet
sich gegen die Gebietskörperschaft, der die für
die bezüglichen Amtshandlungen zu entrichtenden
Verwaltungsabgaben zufließen (§ 16 des Kraft-
fahrgesetzes 1946).

§ 5. Diese Verordnung tritt am 1. August 1949
in Kraft. Mit diesem Tage tritt die Kraftfahr-
Vergütungsverordnung, B.G.Bl. Nr. 137/1937, in
der Fassung der Verordnungen B. G. Bl. Nr. 61/
1947 und B. G. Bl. Nr. 227/1947 außer Kraft.

Kolb

2 3 0 . Verordnung der Bundesregierung vom
30. August 1949, betreffend die Zuwei-
sung der Riede „Inneres Kaltenegg" und
„Feistritzwald" der Katastralgemeinde Kal-

tenegg zum Gerichtsbezirk Birkfeld.
Auf Grund des § 8, Abs. 5, lit. d, des Über-

gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des Gesetzes B. G. Bl. Nr. 368 vom Jahre
1925 wird mit Zustimmung der steiermärkischen
Landesregierung verordnet:

§ 1. Die Riede „Inneres Kaltenegg" und
„Feistritzwald" der Katastralgemeinde Kaltenegg,
welche gemäß der Verordnung der steiermärki-
schen Landesregierung vom 23. November 1948
aus dem Verwaltungsbezirk Hartberg ausge-
schieden sind und in den Verwaltungsbezirk Weiz
eingereiht wurden, werden aus dem Gerichts-
bezirke Vorau ausgeschieden und dem Gerichts-
bezirke Birkfeld zugewiesen.

§ 2. Gleichzeitig tritt die Verordnung der
Bundesregierung vom 27. Jänner 1948, B. G. Bl.
Nr. 42, betreffend die Zuweisung des als „Inneres
Kaltenegg" bezeichneten Teiles der Katastral-
gemeinde Kaltenegg zum Gerichtsbezirk Birkfeld,
außer Kraft.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

2 3 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
2. September 1949 über die Anrechnung von
Vordienstzeiten der Bundesbeamten für die
Bemessung des Ruhegenusses (Ruhegenuß-

vordienstzeitenverordnung).
Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom

13. Juli 1949 über die Anrechnung von Vordienst-
zeiten der Bundesbeamten für die Bemessung des
Ruhegenusses (Ruhegenußvordienstzeitengesetz),
B. G. Bl. Nr. 193/1949, wird im Einvernehmen
mit dem Hauptausschuß des Nationalrates ver-
ordnet:

A n r e c h n u n g v o n V o r d i e n s t z e i t e n .

§ 1. (1) Den unter das Gehaltsüberleitungs-
gesetz, B.G.Bl. Nr. 22/1947, fallenden Bundes-
beamten des Dienststandes werden auf Ansuchen
Vordienstzeiten für die Bemessung des Ruhe-
genusses nach den folgenden Bestimmungen an-
gerechnet.

(2) Vordienstzeiten können auch noch nach dem
Tode eines im Dienststand verstorbenen Bundes-
beamten angerechnet werden, wenn das Ansuchen
um Anrechnung innerhalb offener Frist ein-
gebracht wird.

A n r e c h e n b a r e V o r d i e n s t z e i t e n .

§ 2. (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses
werden angerechnet:

a) die in einem privatrechtlichen Dienstver-
hältnis zum Bund zugebrachten oder nach
§ 11 (im Zusammenhalt mit § 12) des
Beamten - Überleitungsgesetzes, St. G. Bl.
Nr. 134/1945, angerechneten Dienstzeiten
und Zeiträume, wenn sie nach den dieses
Dienstverhältnis regelnden Vorschriften für
die Bemessung eines fortlaufenden Ruhe-
genusses (Versorgungsgenusses, Provision
und dergleichen) in diesem Dienstverhältnis
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anzurechnen waren, soferne nicht lit. d
Anwendung findet;

b) Dienstzeiten, die in einem durch Dienst-
ordnung geregelten Dienstverhältnis zu den
österreichischen Bundes(Staats)bahnen zu-
gebracht wurden, wenn aus diesem Dienst-
verhältnis eine Anwartschaft auf Ruhe-
genuß besteht, und die Vordienstzeiten, die
dem Bediensteten in einem solchen Dienst-
verhältnis für die Bemessung des Ruhe-
genusses angerechnet worden sind, soferne
nicht lit. d Anwendung findet;

c) Zeiträume, die vom Bund auf Grund des
§ 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes für
die Bemessung des Ruhegenusses angerechnet
wurden, und Zeiträume aus einem privat-
rechtlichen Dienstverhältnis, die vom Bund
nach § 11 im Zusammenhalt mit § 12 des
Beamten-Überleitungsgesetzes für die Be-
messung der Abfertigung angerechnet wur-
den, soferne nicht lit. d oder lit. e Anwen-
dung findet;

d) nach Maßgabe des § 5, Abs. (4), Dienst-
zeiten aus einem aufgelösten öffentlich-
rechtlichen oder in lit. a oder b genannten
aufgelösten privatrechtlichen Dienstverhält-
nis, wenn zufolge gesetzlicher Nachver-
sicherung für den Fall der Anrechnung die
aus der angerechneten Dienstzeit stammende
Anwartschaft nach den Bestimmungen des
§ 6 des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948
über die Regelung sozialversicherungsrecht-
licher Verhältnisse aus Anlaß der Auf-
nahme in ein öffentlich-rechtliches Dienst-
verhältnis oder beim Ausscheiden aus einem
solchen, B. G. Bl. Nr. 177, als gewahrt gilt;

e) nach Maßgabe des § 5, Abs. (5), Dienst-
zeiten aus einem anderen Dienstverhältnis,
wenn für den Fall der Anrechnung die aus
der angerechneten Dienstzeit stammende An-
wartschaft nach den Bestimmungen des § 6
des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948,
B. G. Bl. Nr. 177, als gewahrt gilt.

(2) Die in einem öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtlichen Dienstverhältnis zu einem vom
Bund verwalteten Fonds oder einer von ihm ver-
walteten Stiftung oder Anstalt, zu einem Bundes-
land, zu einem Bezirk oder zu einer Gemeinde
oder zu einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft
tatsächlich zurückgelegten Dienstzeiten werden,
wenn im Zeitpunkt der Entscheidung über das
Anrechnungsansuchen durch Beschluß der Bundes-
regierung festgestellt ist, daß mit der betreffenden
juristischen Person Gegenseitigkeit besteht, so an-
gerechnet, wie wenn diese Dienstzeiten in einem
entsprechenden Dienstverhältnis zum Bund zurück-
gelegt worden wären. Dieser Beschluß der Bun-
desregierung hat auch die Feststellung zu ent-
halten, von welchem Zeitpunkt an die Gegen-

seitigkeit als gegeben anzunehmen ist. Als frü-
hester Zeitpunkt kommt jedoch der Tag des In-
krafttretens dieser Verordnung in Betracht.

(3) Für die Bemessung des Ruhegenusses können
auch sonstige in einem öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtlichen Dienstverhältnis zurückgelegte
Dienstzeiten angerechnet werden, ferner sonstige
Zeiträume, die auf Grund des § 11 des Beamten-
Überleitungsgesetzes für die Bemessung des Ruhe-
genusses oder im Zusammenhalt mit § 12 des
Beamten-Überleitungsgesetzes für die Bemessung
der Abfertigung angerechnet wurden. Das gleiche
gilt für Zeiträume, die ein Bundesbeamter vor
seiner Aufnahme in das öffentlich-rechtliche
Dienstverhältnis in freiberuflicher oder selbstän-
diger Tätigkeit zugebracht hat.

N i c h t a n r e c h e n b a r e D i e n s t z e i t e n .

§ 3. Von der Anrechnung nach § 2 sind aus-
geschlossen Dienstzeiten aus einem Dienstverhält-
nis, für das der Bundesbeamte aus öffentlichen
Mitteln eine Abfertigung erhalten hat, soferne er
die Abfertigung nicht zurückerstattet; der Bemes-
sung des rückzuerstattenden Betrages wird nach
Maßgabe vom Bundesministerium für Finanzen
zu erlassender näherer Bestimmungen an Stelle
des Bezuges, nach dem die Abfertigung bemessen
wurde, der Bezug zugrunde gelegt, der nach den
im Zeitpunkt der Rückzahlung geltenden Bestim-
mungen der seinerzeitigen Stellung des Bundes-
beamten entspricht.

B e i t r a g s l e i s t u n g .

§ 4. (1) Die in § 2, Abs. (1), lit. a, b und c,
genannten Dienstzeiten und Zeiträume werden
ohne Beitragsleistung angerechnet. Ebenso entfällt
eine Beitragsleistung, wenn eine in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einem Bundes-
land, einem Bezirk oder einer Gemeinde oder zu
einem vom Bund verwalteten Fonds oder einer
von ihm verwalteten Stiftung oder Anstalt
zurückgelegte Dienstzeit oder eine nach § 11 des
Beamten-Überleitungsgesetz angerechnete Zeit
auf Grund eines Gegenseitigkeitsübereinkommens
angerechnet wird. Für die Anrechnung der übrigen
Dienstzeiten ist ein Beitrag zu leisten.

(2) Wird eine Dienstzeit nach § 2, Abs. (1),
lit. d oder e, dieser Verordnung für die Bemes-
sung des Ruhegenusses angerechnet, gilt die nach
§ 6, Abs. (3), des Bundesgesetzes vom 8. Juli
1948, B. G. Bl. N r . 177, an die den Ruhegenuß
anweisende Stelle zu überweisende Rentenleistung
als Beitrag.

(3) Wird eine Dienstzeit nach § 2, Abs. (3),
angerechnet, so ist ein besonderer Pensionsbeitrag
zu leisten.

(4) Der besondere Pensionsbeitrag ist für jeden
vollen Monat der Dienstzeit, die angerechnet
wird, mit dem im § 25 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes festgesetzten Hundertsatz vom Gehalt
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und den für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbaren Zulagen sowie von den Teuerungs-
zuschlägen nach § 68, Abs. (4), des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes zu entrichten, die dem im Zeit-
punkt der Einbringung des Ansuchens um An-
rechnung festgesetzten Anfangsdiensteinkommen
des Dienstzweiges entsprechen [§§ 11, Abs. (1),
29, Abs. (2), 35, Abs. (1), 40, Abs. (1), 43,
Abs. (1), (3) und (4), und 44, Abs. (1), des
Gehaltsüberleitungsgesetzes], in dem der Anrech-
nungswerber nach § 4 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes angestellt oder nach § 4, Abs. {1), des
Beamten-Überleitungsgesetzes in den Dienststand
aufgenommen oder nach § 7, Abs. (1), dieses
Gesetzes in den Personalstand ernannt wurde.

(5) Der besondere Pensionsbeitrag kann auf
einmal oder in — höchstens 48 — im Abzugs-
wege hereinzubringenden Monatsraten entrichtet
werden.

(G) Wird ein Bundesbeamter unter Zuerkennung
eines fortlaufenden Ruhegenusses in den Ruhe-
stand versetzt oder stirbt er, bevor der besondere
Pensionsbeitrag voll entrichtet ist, so wird auf
Ansuchen des Ruhestandsbeamten, beziehungs-
weise der versorgungsberechtigten Hinterbliebenen
die angerechnete Dienstzeit zur Gänze der Bemes-
sung des Ruhe- oder Versorgungsgenusses zu-
grunde gelegt; der vom besonderen Pensions-
beitrag noch aushaftende Betrag wird jedoch
nachträglich im Abzugswege vom Ruhe(Versor-
gungs)genuß hereingebracht, allenfalls in Monats-
raten [Abs. (5)].

A u s m a ß d e r A n r e c h n u n g .

§ 5. (1) Wird eine in § 2, Abs. (1), lit. a,
genannte Dienstzeit angerechnet, ist der Berech-
nung des Ausmaßes des Ruhegenusses der Hun-
dertsatz zugrunde zu legen, der nach den Vor-
schriften für das betreffende Dienstverhältnis für
die Bemessung eines fortlaufenden Ruhegenusses
in Betracht käme.

(2) Eine in § 2, Abs. (1), lit. b , genannte
Dienstzeit ist voll anzurechnen; hiebei ist eine
im Lokomotivfahr-, Zugbegleitungs- und Ver-
schubdienst zurückgelegte Dienstzeit, soweit sie
zehn Jahre überschreitet, mit dem Eineinviertel-
fachen in Anschlag zu bringen.

(3) Die in § 2, Abs. (1), lit. c, genannten Zeit-
räume werden grundsätzlich in dem Ausmaß
angerechnet, in dem sie nach § 11 des Beamten-
Überleitungsgesetzes angerechnet worden sind.
Wurde ein Bediensteter, dem ein Zeitraum nach
§ 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes angerech-
net wurde, nach § 4, Abs. (1), oder § 7, Abs. (1),
des Beamten-Überleitungsgesetzes in einen Dienst-
zweig wieder aufgenommen, beziehungsweise er-
nannt, für den eine begünstigte Anrechnung vor-
gesehen ist, so ist auch der nach § 11 des Beamten-
Überleitungsgesetzes angerechnete Zeitraum be-
günstigt anzurechnen. Bediensteten, auf die § 1,

Abs. ( i ) oder (2), des Opferfürsorgegesetzes,
B . G . B l . Nr . 183/1947, anzuwenden ist, ist ein
nach § 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes an-
gerechneter Zeitraum auch dann begünstigt anzu-
rechnen, wenn sie am 13. März 1938 einem
Dienstzweig angehört haben, für den eine begün-
stigte Anrechnung vorgesehen ist.

(4) Eine in § 2, Abs. (1), lit. d, genannte
Dienstzeit wird zu einem Drittel angerechnet.

(5) Eine in § 2, Abs. (1), lit. e, genannte
Dienstzeit wird, wenn sie in einem Dienstver-
hältnis zum Bund zugebracht oder in einem sol-
chen Dienstverhältnis nach § 11 im Zusammen-
hält mit § 12 des Beamten-Überleitungsgesetzes
für die Bemessung der Abfertigung angerechnet
wurde, zur Gänze, wenn sie bei einem anderen
Dienstgeber zugebracht wurde, zu einem Drittel
angerechnet.

(6) Eine Dienstzeit nach § 2, Abs. (3), kann
zur Gänze angerechnet werden, wenn sie in
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund zugebracht oder nach § 2, Abs. (4), der
Vordienstzeitenverordnung, B . G . B l . Nr . 73/1948,
für die Vorrückung in höhere Bezüge angerechnet
wurde oder wenn ein nach § 11 des Beamten-
Überleitungsgesetzes für die Bemessung des Ruhe-
genusses oder im Zusammenhalt mit § 12 des
Beamten-Überleitungsgesetzes für die Bemessung
der Abfertigung angerechneter Zeitraum auf
Grund eines Gegenseitigkeitsübereinkommens an-
gerechnet wird. Eine sonstige Dienstzeit oder ein
sonstiger Zeitraum nach § 2, Abs. (3), kann mit
Zustimmung des Bundesministeriums für Finanzen
bis zu einem Drittel angerechnet werden.

(7) Der altösterreichische und der gemeinsame
österreichisch-ungarische Zivilstaats(Gendarmerie)-
dienst wird bei der Anrechnung dem Dienst in
einem gleichartigen Dienstverhältnis zum Bund
gleichgehalten, wenn der Bundesbeamte bis zum
13. März 1938 und ab 27. April 1945 ununter-
brochen die österreichische Staats(Bundes)bürger-
schaft besessen hat.

(8) Nicht in Vollbeschäftigung zurückgelegte
Vordienstzeiten werden bei einer Dienstleistung
von mehr als drei Vierteln der Dienstleistung
eines entsprechenden vollbeschäftigten Bediensteten
voll, bei einer Dienstleistung von der Hälfte bis
zu drei Vierteln der Dienstleistung eines ent-
sprechenden vollbeschäftigten Bediensteten zu
zwei Dritteln, sonst zu einem Drittel in An-
schlag gebracht. Vordienstzeiten von Lehrern
werden, wenn die Lehrverpflichtung im Studien-
halbjahr ununterbrochen wenigstens zehn Wochen-
stunden betrug, voll, wenn sie im Studienhalbjahr
ununterbrochen wenigstens sechs Wochenstunden
betrug, zur Hälfte, sonst zu einem Drittel in
Anschlag gebracht.

(9) Ein mehrfache Anrechnung desselben Zeit-
raumes findet, soweit nicht besondere Vorschriften
eine solche ausdrücklich zulassen, nicht statt.
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W i r k u n g d e r A n r e c h n u n g .

§ 6. (1) Die Vordienstzeiten werden für die
Begründung des Anspruches auf Ruhegenuß und
für das Ausmaß des Ruhegenusses angerechnet.

(2) In den Fällen des § 5, Abs. (2) bis (5), ist
die angerechnete Dienstzeit in erster Linie für
die Begründung des Anspruches auf Ruhegenuß
heranzuziehen. Für das Ausmaß des Ruhe-
genusses werden sodann für jedes zehn Jahre
übersteigende Jahr der angerechneten Dienstzeit
zwei vom Hunder t der Ruhegenußbemessungs-
grundlage (§ 47 des Gehaltsüberleitungsgesetzes)
des Bundesbeamten zugezählt.

(3) Hiebei werden Bruchteile eines Dienstjahres
in dem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund, wenn sie sechs Monate nicht übersteigen,
der angerechneten Dienstzeit zugezählt. Über-
steigen diese Bruchteile sechs Monate, so wird
der auf ein volles Dienstjahr fehlende Zeitraum
von der angerechneten Dienstzeit abgerechnet.
Die sich etwa ergebenden, sechs Monate über-
steigenden Jahresbruchteile der angerechneten
Dienstzeit werden in allen Fällen als ein volles
Jahr gerechnet.

(4) Der Ruhegenuß darf die volle Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage in keinem Fall übersteigen.

D u r c h f ü h r u n g d e r A n r e c h n u n g .

§ 7. (1) Das Ansuchen um Anrechnung ist inner-
halb eines Jahres vom Tage der Anstellung (§ 4
des Gehaltsüberleitungsgesetzes) oder, wenn die
erstmalige Aufnahme in das öffentlich-rechtliche
Dienstverhältnis zum Bund durch eine Maß-
nahme nach den §§ 4, Abs. (1), oder 7, Abs. (1)
(allenfalls im Zusammenhalt mit § 12), des
Beamten-Überleitungsgesetzes erfolgt, innerhalb
eines Jahres vom Tag der Wiederaufnahme in
den Dienststand [§ 4, Abs. (1), des Beamten-
Überleitungsgesetzes] oder der Ernennung in den
Personalstand [§ 7, Abs. (1), des Beamten-Über-
leitungsgesetzes] schriftlich bei der Dienstbehörde
einzubringen. Die Versäumnis der Frist kann
ausnahmsweise in berücksichtigungswürdigen
Fällen vom zuständigen Bundesministerium im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen nachgesehen werden.

(2) Die zum Nachweis der zur Anrechnung
beantragten Vordienstzeiten erforderlichen Ur -
kunden sind vom Antragsteller beizubringen.
Hiefür ist von der Dienstbehörde eine angemes-
sene Frist zu setzen.

(3) Über die Anrechnung entscheidet die Dienst-
behörde durch schriftlichen Bescheid.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

§ 8. Die einjährige Frist des § 7, Abs. (1),
läuft vom Tage der Kundmachung dieser Ver-
ordnung bei Bundesbeamten,

a) die nach dem 27. April 1945, aber vor der
Kundmachung dieser Verordnung angestellt

oder erstmalig durch eine Maßnahme nach
den §§ 4, Abs. (1), oder 7, Abs. (1)
(allenfalls im Zusammenhalt mit § 12), des
Beamten-Überleitungsgesetzes in das öffent-
lich-rechtliche Dienstverhältnis zum Bund
aufgenommen worden sind,

b) die zwischen dem 13. März 1937 und dem
13. März 1938 angestellt worden sind oder
die am 13. März 1938 noch Aspiranten,
Beamtenanwärter, Richteramtsanwärter oder
widerrufliche Lehrer waren.

§ 9. (1) Ist ein Bundesbeamter, der dem in
§ 7, Abs. (1), oder § 8 umschriebenen Personen-
kreis angehört, in der Zeit von seiner Anstellung
oder seiner Wiederaufnahme in den Dienststand
nach § 4, Abs. (1), oder seiner Ernennung nach
§ 7, Abs. (1), des Beamten-Überleitungsgesetzes
bis zum Ablauf von drei Monaten nach dem
Inkrafttreten dieser Verordnung in den Ruhe-
stand getreten oder verstorben oder auf Grund
des Abschnittes I I I des Bundesgesetzes vom
30. März 1949, betreffend die Abfertigung von
Bundesbeamten, die ohne Ruhegenuß aus dem
Dienststand ausscheiden, B. G. Bl. N r . 94, aus dem
Dienstverhältnis ausgetreten, können Vordienst-
zeiten für die Bemessung des Ruhegenusses
nach den Bestimmungen dieser Verordnung an-
gerechnet werden, wenn er, beziehungsweise seine
versorgungsberechtigten Angehörigen innerhalb
von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung darum ansuchen.

(2) Ist ein unter § 8, lit. b, fallender Bundes-
beamter nach § 8, Abs. (2), des Beamten-Über-
leitungsgesetzes in den Ruhestand versetzt wor-
den, so kann er innerhalb von sechs Monaten
nach Kundmachung dieser Verordnung, bezie-
hungsweise nach seiner später erfolgten Ver-
setzung in den Ruhestand um Anrechnung von
Vordienstzeiten für die Bemessung des Ruhe-
genusses nach den Bestimmungen dieser Verord-
nung ansuchen. Ist ein solcher Bundesbeamter vor
seiner Behandlung nach den Bestimmungen des
Beamten-Überleitungsgesetzes verstorben, so kön-
nen die versorgungsberechtigten Angehörigen
innerhalb von sechs Monaten nach Kundmachung
dieser Verordnung oder nach dem später erfolgten
Tod, um Anrechnung von Vordienstzeiten für die
Bemessung des Ruhegenusses nach den Bestim-
mungen dieser Verordnung ansuchen.

(3) Vordienstzeitenanrechnungen nach den Ab-
sätzen (1) und (2) werden mit Wirksamkeit vom
Tage der Ruhestandsversetzung, beziehungsweise
des Todes durchgeführt. Hiebei werden allenfalls
flüssig gemachte außerordentliche Ruhe(Versor-
gungs)genüsse auf den gesetzmäßigen Ruhe(Ver-
sorgungs)genuß angerechnet.

(4) Die Absätze (2) und (3) gelten auch für
Personen, die unter das Pensionsüberleitungs-
gesetz, B . G . B l . N r . 187/1949, fallen.
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§ 10. Die Verordnungen der Bundesregierung
vom 9. September 1927, B.G.Bl. Nr. 281, und
vom 31. Dezember 1929, B.G.Bl. Nr. 13/1930,
treten mit dem Wirksamkeitsbeginn dieser Ver-
ordnung außer Kraft.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

2 3 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Energiewirtschaft und Elektrifizierung
vom 14. September 1949 zur Durchführung
des Lastverteilungsgesetzes (Lastverteilungs-

verordnung 1949).

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 6. März
1946, B . G . B l . N r . 83, über Maßnahmen zur
Sicherstellung der Elektrizitätsversorgung (Last-
verteilungsgesetz) in der Fassung des Bundesge-
setzes vom 1. Juli 1948, B . G . B l . N r . 147 (Last-
verteilungs-Novelle 1948), und des Bundesge-
setzes vom 13. Juli 1949, B . G . B l . N r . 171
(Lastverteilungs-Novelle 1949), wird verordnet
wie folgt:

1. A b s c h n i t t .

Organisation der Lastverteilung.
§ 1. G r u n d s ä t z e .

Zur Sicherstellung der infolge des Krieges
und seiner Nachwirkungen gefährdeten Elektrizi-
tätsversorgung wird die Versorgung der Ver-
braucher mit elektrischer Energie geregelt:

1. durch Stromverbrauchs-Beschränkungsmaß-
nahmen;

2. durch Anordnungen zur Stromerzeugung.

§ 2. D r i n g l i c h k e i t s - u n d S c h a l t -
s t u f e n .

(1) Für Verbraucher mit einem uneingeschränk-
ten Stromverbrauch von mindestens 1000 k W h
monatlich wird die Abgabe der verfügbaren
elektrischen Energie aus den der öffentlichen Ver-
sorgung dienenden Netzen entsprechend der ge-
samtwirtschaftlichen Bedeutung ihrer Produktion
mengenmäßig gestaffelt (Dringlichkeitsstufen); der
unter Bedachtnahme auf die Dringlichkeitsstufen
zulässige Höchstverbrauch wird jeweils durch die
Schaltstufen bestimmt.

(2) Die Schaltstufen werden jeweils entspre-
chend dem Umfang des gesicherten Aufkommens
an elektrischer Energie und unter Bedachtnahme
auf die zur Verfügung stehenden Energiequellen
aufgerufen.

(3) Die jeweils aufgerufene Schaltstufe wird
gemäß § 3, Abs. (2), des Lastverteilungsgesetzes
kundgemacht.

§ 3. L a n d e s g r u p p e n l i s t e n .

(1) Die Landeslastverteiler haben das Stromver-
sorgungsnetz ihres Bundeslandes in Netzgruppen

mit möglichst gleicher Anschlußleistung einzu-
teilen und die Netzgruppen in Hinblick auf not-
wendig werdende gebietsweise Gruppenabschal-
tungen [§ 8, Abs. (1), lit. c] zu reihen (Landes-
gruppenliste).

(2) Hiezu sind Vorschläge von den Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen des Bundeslandes
durch den Landeslastverteiler einzuholen; über-
dies haben die Landeslastverteiler die Entwürfe
der Landesgruppenlisten dem Lastverteilungs-
beirat für ihr Bundesland zur Beratung und so-
dann dem Landeshauptmann zur Genehmigung
vorzulegen.

(3) Die Landesgruppenliste ist dem Bundeslast-
verteiler mitzuteilen und nach § 5, Abs. (2), des
Lastverteilungsgesetzes kundzumachen.

2. A b s c h n i t t .

Stromverbrauchs-Beschränkungsmaßnahmen.
§ 4. L a n g f r i s t i g e S t r o m v e r b r a u c h s -

B e s c h r ä n k u n g s m a ß n a h m e n .

Als langfristige Stromverbrauchs-Beschrän-
kungsmaßnahmen kommen folgende Beschrän-
kungen des Verbrauches an elektrischer Energie
durch bestimmte Verbrauchergruppen oder Ein-
zelverbraucher in Betracht:

1. Mengenmäßige Beschränkungen;
2. Beschränkungen hinsichtlich der Leistung;
3. Beschränkungen auf bestimmte Tage oder

Tagesstunden;
4. das Verbot der Benützung bestimmter Strom-

verbrauchsgeräte und deren Plombierung sowie das
Verbot der Benützung des elektrischen Stromes
zu bestimmten Zwecken, und zwar allgemein
oder an bestimmten Tagen oder Tagesstunden
oder bis zu einer gewissen Menge oder Leistung.

§ 5. S t r o m b e z u g s g e n e h m i g u n g e n .

(1) Für Verbraucher mit einem uneingeschränk-
ten Stromverbrauch von mindestens 1000 k W h
monatlich wird die zulässige Höchstverbrauchs-
menge an elektrischer Energie durch Strombezugs-
genehmigungen bestimmt.

(2) In den Strombezugsgenehmigungen wird die
zulässige monatliche Höchstverbrauchsmenge an
elektrischer Energie gestaffelt nach Dringlichkeits-
stufen (§ 2) festgestellt; bei Aufruf einer Schalt-
stufe gelten die für die freigegebenen Dringlich-
keitsstufen zugemessenen Strommengen als zu-
lässige Höchstverbrauchsmenge.

(3) Die Strombezugsgenehmigungen werden
vom Landeslastverteiler, bei Verbrauchern jedoch,
deren Verbrauch durch den Bundeslastverteiler
gesondert geregelt wird, vom Bundeslastverteiler
erteilt.

(4) Der Elektrizitätsversorgungsunternehmung,
die den betreffenden Verbraucher versorgt, ist die
Strombezugsgenehmigung bekanntzugeben.

(5) Verbraucher, deren Verbrauch erst nach An-
ordnung von Stromverbrauchs-Beschränkungs-
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maßnahmen das nach Abs. (1) erforderliche
Ausmaß erreicht, haben binnen 14 Tagen nach
Eintritt dieser Voraussetzung um eine Strom-
bezugsgenehmigung anzusuchen.

§ 6. A l l g e m e i n e S t r o m v e r b r a u c h s -
r e g e l u n g .

(1) Beschränkungen des Verbrauches an elek-
trischer Energie hinsichtlich der Menge oder der
Leistung (§ 4, Z. 1 und 2) für Verbraucher mit
einem uneingeschränkten Stromverbrauch von
weniger als 1000 kWh monatlich sowie Beschrän-
kungen des Verbrauches an elektrischer Energie
durch bestimmte Verbrauchergruppen nach § 4,
Z. 3 und 4, werden gemäß § 3, Abs. (2), des
Lastverteilungsgesetzes als bundeseinheitliche Ver-
teilungsregelung des Bundeslastverteilers kundge-
macht („Allgemeine Stromverbrauchsregelung").

(2) Die Allgemeine Stromverbrauchsregelung
ist dem Lastverteilungsbeirat für Österreich zur
Beratung vorzulegen; bei Gefahr im Verzuge ist
sie ihm nachträglich so bald als möglich zu unter-
breiten.

§ 7. D u r c h f ü h r u n g l a n g f r i s t i g e r
S t r o m v e r b r a u c h s - B e s c h r ä n k u n g s -

m a ß n a h m e n .

(1) Wenn die Versorgung mit elektrischer Ener-
gie während eines längeren Zeitraumes gefährdet
ist, hat der Bundeslastverteiler die Landeslastver-
teiler anzuweisen, langfristige Stromverbrauchs-
Beschränkungsmaßnahmen gemäß der bundesein-
heitlichen Verteilungsregelung anzuordnen.

(2) Die Landeslastverteiler haben unverzüglich-
gemäß den Weisungen des Bundeslastverteilers
[Abs. (1)] Maßnahmen nach § 4 durch Kund-
machung [§ 5, Abs. (2), des Lastverteilungsge-
setzes] für das betreffende Bundesland in W i r k -
samkeit zu setzen, sofern sich nicht aus der
Stromlage ergibt, d aß eine Abweichung von der
bundeseinheitlichen Verteilungsregelung zu keiner
Gefahr einer Überschreitung des Landesver-
brauchskontingentes führen wird . In der K u n d -
machung ist auf die allgemeine Stromverbrauchs-
regelung (§ 6) und auf die Rechtsfolgen des un-
zulässigen Mehrverbrauches elektrischer Energie
(§§ 3 a und 12 des Lastverteilungsgesetzes) hin-
zuweisen.

(3) Zur Vermeidung wirtschaftlicher und so-
zialer H ä r t e n kann der Landeslastverteiler von
den in der allgemeinen Stromverbrauchsregelung
(§ 6) angeordneten Maßnahmen auf Antrag des
Verbrauchers in gesondert gelagerten Einzelfällen
Ausnahmen gewähren, soweit die Gewährung
solcher Ausnahmen in der allgemeinen Stromver-
brauchsregelung vorgesehen ist.

(4) Wenn die Einhal tung des Landesverbrauchs-
kontingentes langfristige Stromverbrauchs-Be-
schränkungsmaßnahmen erforderlich macht und
Anordnungen solcher A r t als bundeseinheitliche
Verteilungsregelung nicht bestehen, sind sie vom

Landeslastverteiler nach vorheriger Verständigung
des Bundeslastverteilers unter sinngemäßer A n -
wendung der Bestimmungen der Abs. (2) und (3)
und des § 6 anzuordnen und kundzumachen [§ 5,
Abs. (2), des Lastverteilungsgesetzes]; die An-
ordnung durch den Landeslastverteiler ha t zu
unterbleiben oder ist abzuändern, bereits ge-
troffene Maßnahmen aber sind aufzuheben oder
zu erleichtern, soweit und so lange der Bundes-
lastverteiler einer Überschreitung des Landesver-
brauchskontingents zustimmt.

(5) Für Verbraucher, deren Verbrauch durch
den Bundeslastverteiler gesondert geregelt wird,
trifft der Bundeslastverteiler die langfristigen
Stromverbrauchs-Beschränkungsmaßnahmen unter
ehester Verständigung des Landeslastverteilers.

(6) Nach den Bestimmungen der Abs. (1), (2),
(4) und (5) sowie des § 6 ist auch zu verfahren,
wenn langfristige Stromverbrauchs-Beschränkungs-
maßnahmen geändert oder aufgehoben werden.

(7) Die Anordnung langfristiger Stromver-
brauchs-Beschränkungsmaßnahmen nach Abs. (1)
und (5) ist dem Lastverteilungsbeirat für Öster-
reich, die Anordnung und Kundmachung durch
den Landeslastverteiler nach Abs. (4) dem Last-
verteilungsbeirat für das betreffende Bundesland
zur Beratung vorzulegen; bei Gefahr im Verzuge
sind diese Maßnahmen nachträglich so bald als
möglich den Lastverteilungsbeiräten zu unter-
breiten.

§ 8. K u r z f r i s t i g e S t r o m v e r b r a u c h s -
B e s c h r ä n k u n g s m a ß n a h m e n .

(1) Als kurzfristige Stromverbrauchs-Beschrän-
kungsmaßnahmen kommen folgende Beschrän-
kungen des Verbrauches an elektrischer Energie
durch bestimmte Verbrauchergruppen oder Einzel-
verbraucher in Betracht:

a) die in § 4 aufgezählten Maßnahmen;
b) Abschaltungen von Einzelverbrauchern und

Verbrauchergruppen ;
c) gebietsweise Gruppenabschaltungen.
(2) Abschaltungen nach Abs. (1), lit. b, sind

nur zu verfügen, wenn andere, die Versorgung
weniger beeinträchtigende Maßnahmen nicht
genügen oder wenn nicht mit Bestimmtheit an -
zunehmen ist, daß gelindere Maßnahmen den
angestrebten Zweck erreichen werden.

(3) Gebietsweise Gruppenabschaltungen können
insbesondere dann angeordnet werden, wenn die
Gefahr besteht, daß ohne solche Maßnahmen im
Verbundnetz die Frequenz unter 47,5 H z sinkt.
Im übrigen gelten sinngemäß die in Abs. (2)
genannten Voraussetzungen. Gebietsweise G r u p -
penabschaltungen sind in der Reihenfolge der
Landesgruppenliste (§ 3) vorzunehmen.

(4) W i r d die Versorgung mit elektrischer Ener-
gie infolge unvorhergesehener Ereignisse durch
plötzliche oder kurzfristige wesentliche Verminde-
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rungen der zur Verfügung stehenden Strommenge
gefährdet, die nur durch Senkungen des Strom-
verbrauches ausgeglichen werden können, so ist
vorerst die Durchführung kurzfristiger Strom-
verbrauchs-Beschränkungsmaßnahmen vom Bun-
deslastverteiler durch Weisung an die in Betracht
kommenden Landeslastverteiler anzuordnen. Der
Bundeslastverteiler hat hiebei anzugeben, welches
Ergebnis hiedurch erreicht werden muß. Die Be-
stimmungen des § 7, Abs. (5), gelten sinngemäß.

(5) Sofern der Landeslastverteiler das vom
Bundeslastverteiler angeforderte Ergebnis
[Abs. (4)] nicht durch andere die Landesversor-
gung weniger beeinträchtigende Vorkehrungen
erreicht, hat er unverzüglich gemäß den Weisun-
gen des Bundeslastverteilers [Abs. (4)] die er-
forderlichen Maßnahmen [Abs. (1), (2) und (3)]
zu treffen und sie den in Betracht kommenden
Elektrizitätsversorgungsunternehmungen und dem
Bundeslastverteiler mitzuteilen. Die Elektrizitäts-
versorgungsunternehmungen haben bei gebiets-
weisen Gruppenabschaltungen die notwendigen
Trennungen und Abschaltungen der Gruppen vor-
zunehmen.

(6) Die Maßnahmen des Landeslastverteilers,
die Verbrauchergruppen betreffen, sind nach § 5,
Abs. (2), des Lastverteilungsgesetzes kundzu-
machen, es wäre denn, daß alle in Betracht kom-
menden Verbraucher verständigt werden. Maß-
nahmen, die Einzelverbraucher betreffen, sind
diesen gesondert bekanntzugeben. Bei Gefahr im
Verzuge sind sowohl die Verbrauchergruppen als
auch die Einzelverbraucher betreffenden Maß-
nahmen sogleich in geeigneter Weise, allenfalls
unter Heranziehung des Rundfunks, bekanntzu-
geben; die Kundmachung gemäß § 5, Abs. (2),
des Lastverteilungsgesetzes und die Verständigung
der betroffenen Einzelverbraucher ist in solchen
Fällen so bald als möglich, wenn auch erst nach-
träglich, zu veranlassen. Diese Bestimmungen
gelten auch für die Abänderung oder Aufhebung
kurzfristiger Stromverbrauchs-Beschränkungsmaß-
nahmen.

(7) Vom Bundeslastverteiler angeordnete kurz-
fristige Stromverbrauchs-Beschränkungsmaßnah-
men sind in angemessener kürzester Frist laufend
dem ständigen Arbeitsausschuß des Lastverteilungs-
beirates für Österreich nachträglich zu unter-
breiten.

(8) Soweit die Einhaltung des Landesverbrauchs-
kontingentes kurzfristige Stromverbrauchs-Be-
schränkungsmaßnahmen erfordert, obliegt deren
Anordnung dem Landeslastverteiler; die Bestim-
mungen der Abs. (5) und (6) und des § 7,
Abs. (4), sind sinngemäß anzuwenden.

§ 9. A n s c h l u ß - B e s c h r ä n k u n g e n .

(1) Bei Anschluß neuer Anlagen mit einer An-
schlußleistung von mehr als 100 k W sowie bei
Erweiterung eines bestehenden Anschlusses um

mehr als 100 k W darf die Versorgung aus dem
öffentlichen Ne tz erst nach Genehmigung durch
den Bundeslastverteiler aufgenommen werden.

(2) Anträge auf Genehmigung nach Abs. (1)
sind von der Elektrizitätsversorgungsunterneh-
mung beim Landeslastverteiler einzureichen.

§ 10. P f l i c h t e n d e r E l e k t r i z i t ä t s -
v e r s o r g u n g s u n t e r n e h m u n g e n .

(1) Elektrizitätsversorgungsunternehmungen, die
elektrische Energie an Letztverbraucher abgeben,
sind verpflichtet, ihre Abnehmer auf die Ein-
haltung der Stromverbrauchs-Beschränkungsmaß-
nahmen (§§ 4 bis 8) laufend zu überprüfen so-
wie Zuwiderhandlungen gegen diese Maßnahmen
und das Ausmaß eines unzulässigen Mehr-
verbrauches an elektrischer Energie festzustellen.

(2) Soweit die Beschaffung von Zählern möglich
ist, kann der Landeslastverteiler die Elektrizitäts-
versorgungsunternehmungen verhalten, bei Pau-
schalabnehmern zur Feststellung eines unzulässigen
Mehrverbrauches an elektrischer Energie Zähler
einzubauen; die Pauschalabnehmer sind verpflich-
tet, die Kontrol le ihres Stromverbrauches zu den
genannten Zwecken durch die vom Landeslast-
verteiler angeordneten Zähler zu dulden.

(3) Wenn das Verbot der Benützung bestimmter
Stromverbrauchsgeräte und deren Plombierung
(§ 4, Z. 4) als Stromverbrauchs-Beschränkungs-
maßnahme angeordnet ist, kann sich der Landes-
lastverteiler der Elektrizitätsversorgungsunterneh-
mung zur Durchführung der Plombierung und zur
Entfernung der Plomben bedienen.

§ 11 . B e r i c h t e d e r E l e k t r i z i t ä t s -
v e r s o r g u n g s u n t e r n e h m u n g e n .

(1) Entsprechend der Dauer der in einem Bun-
desland bestehenden Stromverbrauchs-Beschrän-
kungsmaßnahmen haben die Elektrizitätsversor-
gungsunternehmungen [§ 10, Abs. (1)] jeweils
bis zum 15. eines jeden Monates dem Landeslast-
verteiler, der auch noch weitere Angaben ver-
langen kann, einen schriftlichen Bericht zu er-
statten, aus dem ersichtlich ist:

1. die Zahl der Stromabnehmer am Monats-
letzten des Vormonates , getrennt nach Tarif-
abnehmern, Sonderabnehmern und Pauschal-
abnehmern; Pauschalabnehmer, deren Strom-
verbrauch durch einen Zähler gemessen wird
[§ 10, Abs. (2)] , sind als Tarifabnehmer zu
zählen;

2. die Zahl der im Vormonat überprüften Ab-
nehmer (§ 10), getrennt nach den in Z . 1 ge-
nannten Verbrauchergruppen;

3. die festgestellten Zuwiderhandlungen gegen
die Stromverbrauchs-Beschränkungsmaßnahmen
wie folgt:

a) die Zahl der beanstandeten Abnehmer in
jeder Verbrauchergruppe;

b) das Ausmaß des in jeder Verbrauchergruppe
festgestellten unzulässigen Mehrverbrauches;
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c) die Zahl der Verstöße gegen die in § 4,
Z. 3 und 4, genannten Stromverbrauchs-
Beschränkungsmaßnahmen.

(2) Der Landeslastverteiler kann Elektrizitäts-
versorgungsunternehmungen mit einer jährlichen
Stromabgabe von weniger als 50.000 kWh von
der Meldepflicht befreien; Befreiungen sind dem
Bundeslastverteiler in zweifacher Ausfertigung
mitzuteilen.

§ 12. M e l d u n g e n d e r L a n d e s l a s t -
v e r t e i l e r .

(1) Entsprechend der Dauer der in einem Bun-
desland bestehenden Stromverbrauchs-Beschrän-
kungsmaßnahmen hat der Landeslastverteiler die
eingelangten Berichte (§ 11) zusammenzufassen
und nach Überprüfung sowie allfälliger Ergän-
zung als monatliche Meldung über die Einhaltung
der Stromverbrauchs-Beschränkungsmaßnahmen
längstens bis zum Letzten eines jeden Monates
in zweifacher Ausfertigung an den Bundeslast-
verteiler zu übersenden.

(2) Die monatliche Meldung über die Einhal-
tung der Stromverbrauchs-Beschränkungsmaß-
nahmen hat unter Zugrundelegung der Einteilung
nach § 11 die aus den Berichten (§ 11) sich er-
gebenden Gesamtziffern für den Vormonat zu
enthalten. Überdies ist die Zahl der Abschaltungen
nach § 12, Abs. (4), des Lastverteilungsgesetzes
sowie die Zahl der bei den Bezirksverwaltungs-
behörden gemäß § 12, Abs. (1), des Lastvertei-
lungsgesetzes erstatteten Anzeigen, jeweils ge-
trennt nach Verbrauchergruppen, zu melden.

3. A b s c h n i t t .

Anordnungen zur Stromerzeugung.
§ 13. A n w e i s u n g e n a n E l e k t r i z i -

t ä t s v e r s o r g u n g s u n t e r n e h m u n g e n
u n d B e s i t z e r v o n E i g e n a n l a g e n .

(1) Wenn es zur Sicherstellung der Versorgung
mit elektrischer Energie unbedingt notwendig ist,
kann der Bundeslastverteiler, soweit dadurch be-
stehende wasserrechtliche Verpflichtungen oder
gleichgeartete Rechte nicht berührt werden, Elek-
trizitätsversorgungsunternehmungen und Besitzer
von Eigenanlagen zur Erzeugung elektrischer
Energie anweisen, entsprechend den Erzeugungs-
anlagen und sonstigen gegebenen Voraussetzungen
Strom einer bestimmten Menge oder einer be-
stimmten Leistung zu erzeugen und nach seinen
besonderen Anweisungen zur Lieferung in das
Verbundnetz oder sonst für die öffentliche
Stromversorgung zur Verfügung zu stellen; An-
lagen zur Erzeugung elektrischer Energie gelten
hiebei insoweit als Eigenanlagen, als sie nicht der
öffentlichen Stromversorgung dienen.

(2) In den Anordnungen nach Abs. (1), die
sich auf Eigenanlagen beziehen, ist Vorsorge zu
treffen, daß die durch die Eigenanlagen versorg-

ten Werke, Betriebe und sonstigen Stromver-
braucher hinsichtlich des Ausmaßes der Strom-
versorgung nicht ungünstiger gestellt sind als die
ständig durch das der öffentlichen Stromversor-
gung dienende Netz versorgten Stromabnehmer
gleicher Art .

(3) Ist auf Grund einer Verfügung nach Abs. (1)
eine Eigenanlage an das Verbundnetz oder an ein
sonstiges der allgemeinen Stromversorgung die-
nendes Netz oder ist eine Elektrizitätsversor-
gungsunternehmung an das Verbundnetz anzu-
schließen, so sind die Kosten des Anschlusses
entsprechend den dadurch erreichten wirtschaft-
lichen Vorteilen zwischen dem Stromlieferer und
dem Strombezieher aufzuteilen. Die Kosten des
auf Grund einer Anordnung nach Abs. (1) zur
Verfügung gestellten Stromes sind durch jene
Elektrizitätsversorgungsunternehmungen zu er-
setzen, denen dieser Strom zukommt. Die Bestim-
mungen des § 10 des Lastverteilungsgesetzes
werden hiedurch nicht berührt.

(4) Maßnahmen gemäß Abs. (1) sind tunlichst
durch Weisung an die in Betracht kommenden
Landeslastverteiler zu treffen. Der Landeslastver-
teiler ha t die Verfügung und den Zei tpunkt ihres
Wirksamkeitsbeginnes den für den Betrieb der
Elektrizitätsversorgungsunternehmung oder der
Eigenanlage verantwortlichen Personen unver-
züglich auf schnellstem Wege mitzuteilen und
ihnen gleichzeitig die Verfügung und den Zeit-
punk t des Wirksamkeitsbeginnes schriftlich be-
kanntzugeben; die Verfügung tr i t t mit dem auf
schnellstem Wege mitgeteilten Zei tpunkt in
Kraft , wenn auch die schriftliche Bekanntgabe
erst nach diesem Zei tpunkt zugestellt wird . Bei
Gefahr im Verzuge kann der Bundeslastverteiler
seine Verfügungen unter sinngemäßer Anwendung
dieser Vorschriften unmittelbar unter gleich-
zeitiger Verständigung des Landeslastverteilers
treffen.

4. A b s c h n i t t .

Mehrgebühren .
§ 14. H ö h e d e r M e h r g e b ü h r e n .

(1) Bei Tar i fabnehmern wird die H ö h e der
Mehrgebühren wie folgt festgesetzt:
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(3) Bei Pauschalabnehmern wird die Höhe der
Mehrgebühren mit dem Fünffachen des monat -
lichen Pauschalbetrages festgesetzt.

(4) Pauschalabnehmer, bei denen ein unzu-
lässiger Mehrverbrauch mittels eines gemäß § 10,
Abs. (2), eingebauten Zählers festgestellt
wurde, sind bei Berechnung der Mehrgebühren
als Tarifabnehmer [Abs. (1)] zu behandeln, es
wäre denn, daß eine nach Abs. (3) vorge-
nommene Berechnung der Mehrgebühren einen
geringeren Betrag ergibt.

§ 15. E i n h e b u n g d e r M e h r g e b ü h r e n .

(1) Die Mehrgebühren sind von den Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen, die elektrische
Energie an Letztverbraucher abgeben, auf
Grund des festgestellten Mehrverbrauches [§ 10,
Abs. (1)] unverzüglich zu berechnen, vorzu-
schreiben und einzuheben.

(2) Die Elektrizitätsversorgungsunternehmun-
gen haben sich zur Einhebung der Mehrge-
bühren aller Mittel zu bedienen, die ihnen nach
den allgemeinen Stromabgabebedingnissen gegen
Stromabnehmer zustehen, welche die Verpflich-
tungen nach den allgemeinen Stromabgabe-
bedingnissen nicht einhalten. Erfolgt die Strom-
abgabe auf Grund eines Stromlieferungsver-
trages, so haben sie sich aller Mittel zu be-
dienen, die ihnen gegen Vertragsbrüchige Strom-
abnehmer zur Verfügung stehen.

(3) Die Elektrizitätsversorgungsunternehmun-
gen haben die Hälf te der eingehobenen Mehr-
gebühren dem Bundesministerium für Energie-
wirtschaft und Elektrifizierung abzuführen.

(4) Der Landeslastverteiler ha t die Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen auf die Einhal-
tung ihrer Pflichten nach Abs. (1), (2) und (3)
laufend zu überprüfen und sie zur Erfüllung
anzuhalten.

§ 16. E r m ä ß i g u n g d e r M e h r g e -
bühren.

(1) Anträge auf Ermäßigung der Mehrgebüh-
ren nach § 3 a, Abs. (3), des Lastverteilungsge-
setzes sind bei der Elektrizitätsversorgungs-
unternehmung, welche die Mehrgebühr vorge-
schrieben hat, binnen 14 Tagen nach Erhalt der
Vorschreibung einzubringen und von den Elek-
trizitätsversorgungsunternehmungen mit einer
Stellungnahme an den Landeslastverteiler
weiterzuleiten; der Landeslastverteiler hat An-
träge, zu deren Entscheidung der Bundeslastver-
teiler zuständig ist, an diesen zu übermitteln.
Die Fälligkeit der Mehrgebühr wird durch das
Einbringen eines Ermäßigungsantrages nicht be-
rührt.

(2) Die Lastverteilungsorgane haben unver-
züglich die betreffenden Elektrizitätsversorgungs-

unternehmungen von der Ermäßigung einer
Mehrgebühr in Kenntnis zu setzen; der Bundes-
lastverteiler ha t in solchen Fällen überdies auch
den Landeslastverteiler zu verständigen.

(3) W e n n die Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmungen die Bezahlung von Mehrgebühren
gerichtlich geltend machen, haben sie gleichzeitig
den Namen und die Anschrift des betreffenden
Stromabnehmers sowie den geltend gemachten
Mehrgebühreribetrag dem Landeslastverteiler be-
kanntzugeben.

§ 17. B e r i c h t e d e r E l e k t r i z i t ä t s -
v e r s o r g u n g s u n t e r n e h m u n g e n .

Jeweils bis zum 15. eines jeden Monates haben
die Elektrizitätsversorgungsunternehmungen für
den Vormonat , getrennt nach Tarifabnehmern,
Sonderabnehmern und Pauschalabnehmern (§ 11),
dem Landeslastverteiler, der auch weitere Angaben
verlangen kann, einen schriftlichen Bericht zu er-
statten, aus dem ersichtlich ist:

a) die Summe der vorgeschriebenen Mehrge-
bühren;

b) die Summe der eingehobenen Mehrgebühren;
c) die Summe der gewährten Ermäßigungen

[§ 3 a, Abs. (3), des Lastverteilungsge-
setzes]; vom Bundeslastverteiler gewährte
Ermäßigungen sind gesondert zu zählen;

d) die Summe der an das Bundesministerium
für Energiewirtschaft und Elektrifizierung
abgeführten Mehrgebührenbeträge [§ 15,
Abs. (3 ) ] .

§ 18. M e l d u n g d e r L a n d e s l a s t v e r -
t e i l e r .

(1) Der Landeslastverteiler ha t die eingelangten
Berichte (§ 17) zusammenzufassen und nach
Überprüfung sowie allfälliger Ergänzung als
monatliche Meldung über die Einhebung von
Mehrgebühren längstens bis zum Letzten eines
jeden Monates i n zweifacher Ausfertigung an das
Bundesministerium für Energiewirtschaft und
Elektrifizierung zu übersenden.

(2) Die monatliche Meldung über die Einhebung
von Mehrgebühren ha t unter Zugrundelegung
der Einteilung nach § 17 die aus diesen Berichten
(§ 17) sich ergebenden Gesamtziffern für den
Vormonat zu enthalten; überdies ist die Anzahl
der Verbraucher anzuführen, gegen welche die
Elektrizitätsversorgungsunternehmungen im Vor-
monat die Bezahlung von Mehrgebühren gericht-
lich geltend gemacht haben [§ 16, Abs. (3 ) ] .

5. A b s c h n i t t .

Kosten der Lastver te i lung.
§ 19. F e s t s t e l l u n g .

(1) Die Kosten der Lastverteilung für die Zeit
vom 1. Jänner bis 3 1 . Dezember 1949 sind von
den Aufwandsträgern bis längstens 3 1 . März 1950
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dem Bundesministerium für Energiewirtschaft
und Elektrifizierung bekanntzugeben.

(2) Die geltend gemachten Kostenbeträge sind
nach Sach- und Personalaufwand zu trennen und
innerhalb dieser beiden Gruppen nach den Grund-
sätzen der Buchführung aufzugliedern, wobei
insbesondere die Zahl und die Funktionen der
beschäftigten Personen anzugeben ist.

(3) Als Kosten der Lastverteilung gelten nur
Aufwendungen, die anläßlich des Vollzuges der
Bestimmungen des Lastverteilungsgesetzes durch
die Lastverteilungsorgane erwachsen. Kosten für
Kontrollmaßnahmen {§ 10) oder anläßlich der
Einhebung von Mehrgebühren aufgelaufene
Kosten (§ 15) oder Aufwendungen aus sonstigen
den Elektrizitätsversorgungsunternehmungen ob-
liegenden Verpflichtungen oder Kosten, für die
gemäß § 10 des Lastverteilungsgesetzes eine Ent-
schädigung nicht begehrt werden kann, zählen
jedenfalls nicht zu den Kosten der Lastverteilung.

(4) Die Kosten der Lastverteilung werden vom
Bundesministerium für Energiewirtschaft und
Elektrifizierung überprüft und festgestellt.

6. A b s c h n i t t .

Schlußbestimmungen.
§ 20. A u f h e b u n g v o n V e r o r d n u n g e n .

Die Verordnungen des Bundesministeriums für
Energiewirtschaft und Elektrifizierung vom

12. September 1946, B.G.Bl. Nr. 197, über die
Grundsätze der Regelung der Lastverteilung
(Lastverteilungsverordnung) und vom 1. Oktober
1948, B.G.Bl. Nr. 214, womit die Höhe der
Mehrgebühren nach dem Lastverteilungsgesetz
festgesetzt wird, werden aufgehoben.

Migsch

2 3 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 20. September
1949, betreffend die Arbeitslosenversiche-
rungspflicht weiblicher Hausgehilfen, die
höhere Dienste leisten (1. Durchführungs-
verordnung zum Arbeitslosenversicherungs-

gesetz).

Auf Grund der §§ 3, Abs. (1), und 75, Abs. (2),
des Bundesgesetzes vom 22. Juni 1949, B. G. Bl.
Nr. 184, betreffend die Arbeitslosenversicherung
(Arbeitslosenversicherungsgesetz), wird verordnet:

§ 1. Weibliche Dienstnehmer, auf die die Be-
stimmungen der §§27 und 29 des Hausgehilfen-
gesetzes vom 26. Februar 1920, St. G. Bl. Nr. 101,
Anwendung finden, unterliegen der Arbeitslosen-
versicherungspflicht nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 31. Oktober
1949 in Kraft.

Maisel

234.

Modus Vivendi
zwischen Österreich und der Türkei, betreffend die Gewährung der Meist-

begünstigung in Angelegenheiten der Schiffahrt und des Zollwesens.

(Übersetzung)
Modus Vivendi

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Türkischen Republik haben fol-
gendes vereinbart:

Die Republik Österreich und die Türkische
Republik gewähren sich gegenseitig die Meist-
begünstigung:

a) in Angelegenheiten der Schiffahrt,
b) in allen Angelegenheiten der Zollgebühren,

des Verfahrens bei der Einhebung der
Zölle, der Vorschriften, Formalitäten und
sonstigen mit der Zollabfertigung zusam-
menhängenden Verpflichtungen, sowohl bei
der Einfuhr wie bei der Ausfuhr.

Die Gewährung der Meistbegünstigung bezieht
sich nicht:

1. auf Sonderbegünstigungen, die die Türkei
in Angelegenheiten des Zolltarifes den im Jahre
1923 vom Ottomanischen Reich abgetrennten
Ländern gewährt hat oder gewähren wird,
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2. auf Begünstigungen, die einer der Hohen
Vertragschließenden Teile seinen Nachbarstaaten"
zur Erleichterung des Kleinen Grenzverkehrs ge-
währt hat oder gewähren wird,

3. auf Begünstigungen auf Grund einer Zoll-
union, die einer der Hohen Vertragschließenden
Teile abgeschlossen hat oder abschließen wird,

4. auf Rechte oder Begünstigungen, die in
Zukunft durch einen der Hohen Vertragschließen-
den Teile dritten Staaten in mehrseitigen Ab-
kommen eingeräumt werden, an denen der andere
Vertragschließende Teil nicht teilnimmt, insoweit
diese Rechte oder Begünstigungen nur in Ab-
kommen von allgemeiner Bedeutung niedergelegt
sind und insoweit deren Genuß dem anderen
Vertragschließenden Teil Begünstigungen neuer
Art sichert.

Der vorliegende Modus Vivendi tritt mit dem
Zeitpunkte seiner Unterzeichnung in Wirksam-
keit. Es wird bis zum Inkrafttreten eines Han-
dels- und Schiffahrtsvertrages zwischen Öster-
reich und der Türkei Anwendung finden.

Ungeachtet dessen sind die Vertragschließenden
Teile berechtigt, diesen Modus Vivendi jederzeit
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten
zu kündigen.

Gegeben in zwei Exemplaren in französischer
Sprache in Wien, am 8. August 1949.

Für die Österreichische Bundesregierung:
G r u b e r m. p.

Für die Türkische Regierung:
N. T. S e y m e n m. p.

Das vorstehende Regierungsübereinkommen ist gemäß seinem vorletzten Absatz am
8. August 1949 in Kraft getreten.

Figl

2 3 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 31. Juli 1949, betreffend den Beitritt
Cubas zum Abkommen von Neuchâtel vom
8. Februar 1947 über die Erhaltung oder die
Wiederherstellung der durch den Zweiten
Weltkrieg beeinträchtigten Gewerblichen

Eigentumsrechte.
Die Regierung Cubas hat der Regierung der

Schweizerischen Eidgenossenschaft den Beitritt
zum Abkommen von Neuchâtel vom 8. Februar
1947 über die Erhaltung oder die Wiederher-
stellung der durch den Zweiten Weltkrieg beein-
trächtigten Gewerblichen Eigentumsrechte sowie
zum Schlußprotokoll und zum zusätzlichen Schluß-
protokoll hiezu (B. G. Bl. Nr. 190/1948) angezeigt.
Gemäß Artikel 9, Abs. 1, des Abkommens von
Neuchâtel ist dieser Beitritt mit 12. April 1949
in Kraft getreten.

Figl

2 3 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. September 1949, betreffend den
Beitritt Israels zum Abkommen über die

internationale Zivilluftfahrt.

Nach einer Mitteilung des State Department
der Vereinigten Staaten von Amerika ist die
Beitrittsurkunde Israels zum Abkommen vom
7. Dezember 1944 über die internationale Zivil-
luftfahrt (B. G. Bl. Nr. 97 aus 1949) am 24. Mai
1949 bei der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt worden.

Gemäß Artikel 92 (b) des Abkommens über
die internationale Zivilluftfahrt ist der Beitritt
Israels daher am 23. Juni 1949 wirksam ge-
worden.

Figl


